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Berlin, den 5. November 2020 

 

Bericht des BMI  

für die 213. IMK vom 9. bis 11. Dezember 2020 in Weimar 

zum Thema „Maßnahmen zum Schutz jüdischen Lebens“ 

 

… 

 

 
Laut gemeinsamen Beschluss der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und 

Regierungschefs der Länder vom 5. Dezember 2019 sollten als Konsequenz des An-

schlags von Halle die Schutzmaßnahmen zum Schutz jüdischen Lebens fortwährend ent-

sprechend der Gefährdungsbewertung angepasst werden. Dies beinhaltete auch, dass 

durch Bund und Länder eine Beratung sowie administrative und finanzielle Unterstützung 

für die jüdischen Gemeinden erfolgen sollte, um notwendige bauliche und technische Si-

cherheitsmaßnahmen zügig umzusetzen. Die IMK bestätigte auf ihrer 211. Sitzung (4. bis 

6. Dezember 2019 in Lübeck) unter TOP 2, dass zum Schutz von Synagogen technische 

und bauliche Maßnahmen von Bund und Ländern weiter unterstützt werden.  

 

Grundsätzlich sind die Länder auf Grundlage der bundeseinheitlichen Polizeidienstvor-

schrift 129 für den materiellen und personellen Objektschutz zuständig. Die gemeinsame 

Finanzierung von Bund und Ländern wurde indes im Bewusstsein der besonderen Ver-

antwortung Deutschlands für die jüdische Gemeinschaft beschlossen.  

 

Mit dem Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz für das Jahr 2020 wurden Haushaltsmittel in 

Höhe von 22 Mio. € in den Bundeshaushalt eingestellt. Die Höhe der Mittel basiert auf ei-

nem vom Zentralrat der Juden in Deutschland (ZdJ) vorgelegten Sicherheitskonzept, 

nach dem die Sicherheitsmaßnahmen jüdischer Einrichtungen auf ein bundeseinheitli-

ches Niveau angehoben werden.  

 

Ursprünglich war beabsichtigt, eine Bund-Länder-Vereinbarung zu schließen, um die 

Bundes- und Landesmittel gemeinsam auszureichen. Um eine zügige Umsetzung der er-

forderlichen Sicherheitsmaßnahmen zu gewährleisten, hat sich der Bund jedoch für eine 
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direkte Auszahlung des einmaligen Bundeszuschusses an den ZdJ entschieden. Grund-

lage bildet eine sogenannte Annexvereinbarung zum bereits bestehendem Vertrag vom 

27.01.2003 i.d.F. vom 06.07.2018.  

 

Mit der am 16. September 2020 geschlossenen Annexvereinbarung verpflichtete sich der 

ZdJ, den Bundeszuschuss zur Finanzierung zusätzlicher baulicher und technischer Si-

cherungsmaßnahmen an inländischen jüdischen Einrichtungen zu verwenden, unabhän-

gig von einer Mitgliedschaft ihrer Träger im ZdJ. Dies soll im Benehmen mit den zuständi-

gen Landesbehörden unter Beachtung polizeilicher Gefährdungseinschätzungen und 

baurechtlicher Rahmenbedingungen erfolgen. Der Zuschuss dient der Ergänzung der je-

weiligen Landesmittel.  

 

Anlässlich des Jubiläums des ersten Nachweises jüdischen Lebens nördlich der Alpen 

durch ein Edikt Kaiser Konstantins aus dem Jahr 321 wird im kommenden Jahr der Köl-

ner Verein „321-2021: 1700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland“ bundesweit von der 

Bundesregierung geförderte Veranstaltungen koordinieren und organisieren. Ziel des Ju-

biläumsjahres ist es, jüdisches Leben in Deutschland sichtbarer zu machen. Es ist daher 

von wesentlicher Bedeutung, dass die Veranstaltungen ungestört stattfinden. In Bezug-

nahme auf oben genannten Beschluss zur fortwährenden Anpassung der Gefährdungs-

bewertung gilt es, die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder entsprechend zu 

sensibilisieren. 

 

 

 


